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KURZ KOMMENTIERT

Gesundheitswesen

Einseitige Kostenverlagerung

Im Rahmen seiner Bemühungen, die Finanzprobleme 
der Gesetzlichen Krankenversicherung in den Griff zu 
bekomm en, hat sich Bundesgesundheitsm inister 
Seehofer schließlich mit seinem Vorschlag durchset­
zen können, die Zuzahlungen für Arzneimittel und an­
dere Leistungen deutlich zu erhöhen. Zuvor waren 
verschiedene Versuche fehlgeschlagen, für andere 
Maßnahmen politische Mehrheiten zu erhalten. 
Nunmehr sollen durch die höhere Selbstbeteiligung 
der Patienten die kurzfristigen Finanzierungslücken 
der Kassen gedeckt und so die Beitragssätze -  und 
damit der Arbeitgeberanteil -  stabil gehalten werden.

Längerfristig wird diese Regelung allerdings wenig 
bewirken. Die nächsten Beitragserhöhungen sind 
schon vorprogrammiert, denn Seehofer hat unter an­
derem auch vor, die Budgetierung bei den Lei­
stungserbringern durch Richtgrößen zu ersetzen. Die 
Reimportpflicht für Arzneimittel wurde bereits aufge­
hoben. Diese von den Lobbyisten vielgeschmähten 
Regelungen hatten immerhin seit 1993 für relative 
Beitragsstabilität gesorgt.

Die als Übergangsregelung bis zur Erarbeitung ei­
nes endgültigen Reformkonzepts gedachten Maß­
nahmen entfallen nun, ohne daß eine neue, in sich ge­
schlossene Lösung in Sicht ist. Was bleibt, ist der 
Rückgriff auf die Selbstbeteiligung als Finanzierungs- 
Instrument. Statt um mehr Kosteneffizienz geht es 
dabei nur noch um Kostenverlagerung, denn als 
Steuerungsinstrument im Gesundheitswesen ist die 
Selbstbeteiligung nur sehr bedingt geeignet, weil der 
Patient in der Regel eben nicht als souveräner Kon­
sument auftreten kann, der seine Nachfrage am Preis 
orientiert. Über Art und Umfang der Nachfrage ent­
scheidet vielmehr der Arzt als Anbieter. Diese Beson­
derheit des Gesundheitswesens scheint M inister 
Seehofer aus dem Blickfeld geraten zu sein. er

Kohlesubventionen

Kein klares Konzept

U nter dem Druck leerer Haushaltskassen ist auch die 
deutsche Kohlepolitik wieder auf die politische Tages­
ordnung geraten. Der Abbau der Subventionen für die 
Steinkohle soll nun rascher erfolgen als bisher vor­
gesehen. Nach heftigen Protesten der Bergleute ge­
gen die Absicht der Bundesregierung, die Absatz­
hilfen des Bundes bis zum Jahr 2005 um mehr als die

Hälfte zu kürzen, soll nach dem nun gefundenen 
Kompromiß die Verminderung der Subventionen und 
damit der Abbau der Arbeitsplätze im Steinkohlen­
bergbau zeitlich gestreckt werden.

Die Einstellung der Kohleschutzmaßnahmen war an­
gesichts der hohen Subventionen von der Wissen­
schaft wiederholt vorgeschlagen worden. Von den vie­
len Versuchen, die Subventionierung zu begründen, 
können letztlich nur regional- und sozialpolitische 
Ziele überzeugen. Sie rechtfertigen Hilfen aber nur auf 
Zeit. Die offizielle Politik mochte sich jedoch bislang 
nie zu einem Auslaufen der Steinkohleförderung be­
kennen. Das Fehlen eines klaren kohlepolitischen 
Konzepts ist m itverantwortlich dafür, daß der struktu­
relle Anpassungsbedarf in den Kohleregionen noch so 
groß ist.

Selbst heute ist das Ziel der Regierung ein, wie es 
im jüngsten Jahreswirtschaftsbericht heißt, „gesam t­
wirtschaftlich tragbarer und lebensfähiger Bergbau“ . 
Da sogar der Gesamtverband der deutschen Stein­
kohle eingeräumt hat, daß es einen rentablen Teil der 
Förderung in Deutschland nicht gibt, und eine Schlie­
ßung der Preisschere zwischen heimischer und im­
portierter Kohle nicht zu erwarten ist, kann das nur 
das erneute Versprechen einer Dauersubventionierung 
bedeuten -  ein Versprechen, das sich nicht halten las­
sen wird. Statt mit Kürzungen auf Raten die Be­
troffenen immer wieder zu verunsichern, wäre es ehr­
licher, den Endzeitpunkt fü r die Kohleförderung 
festzulegen und dafür Sorge zu tragen, daß die An­
passung sozialverträglich vollendet werden kann, ma

Fernstraßenbau 

Rückgriff auf private Finanzierung

Bundesverkehrsminister Wissmann will künftig beim 
Bau von Fernstraßen verstärkt auf eine private 
Finanzierung zurückgreifen. Seit 1994 bestehen die 
rechtlichen Voraussetzungen für Betreibermodelle für 
Gebirgspässe, Brücken oder Tunnel im Zuge von 
Autobahnen oder Bundesstraßen. Planung, Bau, 
Erhalt, Betrieb und Finanzierung dieser Projekte wer­
den vollständig von privaten Investoren übernommen. 
Diese erhalten dafür das Recht, Mautgebühren zu er­
heben. Begründet wurde die Einführung dieses Mo­
dells im wesentlichen damit, daß vordringliche Stra­
ßenbauprojekte früher verwirklicht werden können, als 
dies aufgrund der schlechten Haushaltslage sonst 
möglich wäre. Da das Modell aber nur sehr zögernd 
von Investoren aufgenommen wurde, sollen nun 
staatliche Zuschüsse von bis zu 20% der Baukosten 
als Anschubfinanzierung gewährt werden.
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Dieses Modell ist offensichtlich weder unter haus- 
halts- noch unter ordnungspolitischen Gesichtspunk­
ten sinnvoll. Konnte 1994 noch eingeräumt werden, 
daß es möglicherweise tatsächlich zu einer schnelle­
ren Verwirklichung von dringend notwendigen Stra­
ßenbauprojekten kommen würde, so wird heute deut­
lich, daß nicht einmal dieser kurzfristige Aspekt des 
Modells tragend war. Unter ordnungspolitischen Ge­
sichtspunkten sind bei einem Netzmonopol wie dem 
Straßennetz die Vorteile einer zentralen Planung un­
umstritten. Im Bereich der Finanzierung besteht die 
Gefahr des sogenannten „Rosinenpickens“ : die Inve­
storen finanzieren vielbefahrene Verkehrsknoten­
punkte und können anschließend Monopolrenten ab­
schöpfen, die zu gesamtwirtschaftlichen Ineffizienzen 
führen. Die Anschubfinanzierung verschärft noch die 
ordnungspolitischen Bedenken, ohne die Zweifel an 
der Effektivität dieses Instrumentes auszuräumen, cw

Kreditinstitute

Streit um „Bankenmilliarde“

Angesichts des zunehmenden internationalen Ban­
kenwettbewerbs und des wachsenden Marktanteils 
öffentlicher Kreditinstitute verwundert es nicht, wenn 
Banken und Sparkassen ständig aneinandergeraten. 
Führt dieser Streit zu Qualitätsverbesserungen und/ 
oder Kostensenkungen ist er volkswirtschaftlich sogar 
erwünscht. Allerdings kommt es auf den Streitgegen­
stand an. Hatte sich der Bundesverband deutscher 
Banken im letzten Jahr zu Recht wegen wettbewerbs­
verzerrender staatlicher Gewährsträgerhaftung für 
Sparkassen und kostenloser Bereitstellung von Ver­
mögen der Wohnungsbaukreditanstalten als Landes­
bank-Eigenkapital an die EU-Kommission gewandt, 
so geht es neuerdings um einen Nebenkriegsschau­
platz. Der Bundesverband wirft den Sparkassen vor, 
ihre Zusagen hinsichtlich der „Bankenmilliarde“ zu­
gunsten ostdeutscher Unternehmen nicht eingehalten 
zu haben. Was steht dahinter?

Anfang 1993 hatte die Bundesregierung den deut­
schen Kreditsektor dazu „überredet“ , Gelder für sa­
nierungsfähige ostdeutsche Unternehmen der Treu­
handanstalt bereitzustellen. 400 Mrd. DM sollten von 
Privatbanken, 400 Mrd. DM vom Sparkassen- und 
200 Mrd. DM vom Kreditgenossenschaftssektor kom ­
men. Dabei ging es angeblich nur darum, sanierungs­
fähige Unternehmen zu finanzieren. So ganz sicher 
scheint man sich jedoch nicht gewesen zu sein, denn 
sonst hätte man ja keinen politischen Druck ausüben 
müssen. Das erklärt auch die von den Kreditinstituten

geübte Zurückhaltung. Selbst bei den Privatbanken 
wurde die Restsumme erst nach Mahnung Anfang die­
ses Jahres aufgebracht. Der Sparkassenverband 
meint zudem, mit 25 Beteiligungen sein Soll erfüllt zu 
haben. Aber selbst wenn dies nicht der Fall sein sollte, 
wäre es volkswirtschaftlich zu begrüßen, wenn Banken 
sich politischem Druck widersetzen und Kundengelder 
nicht in hochriskante Unternehmungen investieren, de

Weltbank

Neues Rollenverständnis

Jedem  Weltbankpräsidenten seine eigene Organisa­
tionsstruktur. Von dieser Regel macht auch James Wol­
fensohn keine Ausnahme. Um die internationale Ent­
wicklungsbehörde effizienter zu machen, will er sie 
entbürokratisieren und dezentralisieren; 600 der 8500 
Mitarbeiter in Washington sollen entlassen, der Rest 
durch Fortbildung in die Lage versetzt werden, den 
großen Herausforderungen, wie der Armutsbekämp­
fung, gerecht zu werden. Qualität statt Quantität heißt 
die Devise.

Mit der Konzipierung von Entwicklungsstrategien, 
ihrer Vorreiterrolle beim Aufgreifen neuer Herausfor­
derungen und der Kritik an Fehlentwicklungen hat 
sich die Weltbank über ein halbes Jahrhundert un­
schätzbare Verdienste erworben. Nun ist sie aber 
selbst ins Kreuzfeuer der Kritik geraten. Ihre Entschei­
dungsprozesse gelten als verkrustet und zentrali­
stisch. Die für einen nachhaltigen Projekterfolg not­
wendige Partizipation der Nehmerländer und die 
Kooperation mit Nicht-Regierungsorganisationen sei, 
so die Kritiker, nur in Ansätzen vorhanden. Das Kredit­
volumen, nicht der Projekterfolg, sei für die Karriere­
aussichten der Mitarbeiter maßgeblich. Die Folgen: 15 
bis 30% der Weltbankprojekte gelten als Fehlschlag. 
Aber auch sinnvolle Projekte, vor allem im Umwelt­
schutz, dienten zum erheblichen Teil der Schadens­
begrenzung anderer Weltbankvorhaben.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die grundsätzliche 
Frage nach der Aufgabe der Weltbank in einer Zeit zu­
nehmender privater Kapitalströme in Entwicklungslän­
der an Bedeutung. Nicht nur mehr Effizienz und Kun­
dennähe, sondern auch die Konzentration auf ent­
wicklungspolitische Engpaßbereiche und ein neues 
Rollenverständnis im Hinblick auf die privaten Kapi­
talmärkte sind gefragt. Wolfensohns Pläne zeigen, daß 
er den Ernst der Lage erkannt hat. Ihre Umsetzung dürf­
te sich aber angesichts bürokratischer Hemmnisse so­
wie der unterschiedlichen Interessenlagen von Geber­
und Nehmerländern äußerst schwierig gestalten. fa
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